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Vorwort

Die Menschenrechte bleiben ein zentrales Element der Schweizer 
Aussenpolitik. Sie dienen ihr als unverzichtbarer Kompass. In 
einer Welt, die sich rasch wandelt und von tiefgreifenden 
sozialen, technologischen und geopolitischen Verände­
rungen geprägt ist, darf sich die Achtung der Menschen­
rechte nicht auf eine Widerstandshaltung oder auf eine 
Anhäufung von Normen beschränken. Es braucht Augenmass, 
klare Prioritäten und Anpassungsfähigkeit.

Die vorliegenden Leitlinien 2026–2029 beruhen auf einer im 
Grunde einfachen Überzeugung: Damit die Menschenrechts­
arbeit glaubwürdig und wirksam bleibt, muss sie sich auf das 
Wesentliche konzentrieren. Der Schutz des Individuums und 
seiner Grundfreiheiten steht stets im Vordergrund. Daran 
lässt sich erkennen, wie belastbar ein Rechtsstaat ist. Die 
Schweiz wird auch in Zukunft Minderheiten und Gruppen, 
die spezifischen Risiken ausgesetzt sind, besondere Beachtung 
schenken – nicht mit dem Ziel, den Schutzperimeter laufend 
zu erweitern, sondern weil ihre Situation auf eklatante Weise 
die Schwachstellen beim Schutz der Grundrechte aufzeigt.

Angesichts finanzieller Restriktionen und steigender Erwar­
tungen an die Ergebnisse sehen diese Leitlinien Priorisie­
rungen vor: Impakt statt Verzettelung, wirksame Umsetzung 
statt normative Ausweitung und gezielte Massnahmen statt 
symbolische Verpflichtungen. Es ist nicht unser Ziel, alles 
abzudecken, sondern den Schutz dort zu verbessern, wo die 
Rechte am stärksten gefährdet sind.

Die Schweiz strebt eine Menschenrechtsdiplomatie an, die 
auf Dialog, Beständigkeit und Diskretion beruht und eng mit 
der Friedensdiplomatie verknüpft ist. Sie bevorzugt bilaterale 
und multilaterale Ansätze, die an den jeweiligen Kontext ange­
passt sind und auf konkrete und messbare Verbesserungen 
abzielen. Sie vermeidet dabei Formen öffentlicher Anklage, 
die oft nur das Vertrauen schwächt, ohne den Schutz der 
Menschen zu stärken.

Schliesslich orientieren sich diese Leitlinien an den Grundsätzen 
der Rechenschaftspflicht und des Lernens. Ihre Umsetzung 
wird verstärkt überwacht und evaluiert, um den Einsatz der 
Schweiz an die weltweiten Entwicklungen anzupassen und 
seine Glaubwürdigkeit sicherstellen zu können. Menschen­
rechte kann man nicht verteidigen, indem man den Lauf der 
Geschichte ignoriert, sondern indem man diesen mit Verstand, 
Sinn für Prioritäten und Wirkungsorientierung begleitet.

Ignazio Cassis
Bundesrat 
Vorsteher des Eidgenössischen Departements  
für auswärtige Angelegenheiten EDA
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1	 Ausgangslage

Die weltweite Förderung der Menschenrechte und der 
Demokratie ist ein in der Bundesverfassung verankertes Ziel1 
(Art. 54 Abs. 2 BV). Das Bundesgesetz über Massnahmen zur 
zivilen Friedensförderung und Stärkung der Menschenrechte2 
präzisiert dieses Ziel und definiert die Instrumente zu deren 
Erreichung des Bundes.

In der Schweiz werden die Menschenrechte durch das natio­
nale Recht und durch ratifizierte internationale Übereinkommen 
wie die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) oder 
die Menschenrechtsübereinkommen der Vereinten Nationen3 
geschützt. Sie schützen die individuelle Freiheit und Würde 
vor staatlicher Willkür und gelten für alle Menschen, unab­
hängig von ihrer Herkunft, ihrer sozialen Stellung oder ihren 
Überzeugungen.

1	 https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de
2	 https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2004/253/de
3	 Übersicht im Anhang

Die vorliegenden Leitlinien sind Teil der aussenpolitischen 
Strategiekaskade, welche die Aussenpolitische Strategie 
2024–20274 (APS 24–27) sowie die geografischen und 
thematischen Strategien zur Umsetzung der wichtigsten 
Stossrichtungen, darunter die Strategie der internationalen 
Zusammenarbeit 2025–20285 und die Leitlinien Demokratie 
2025–2028, umfasst6.

Die Leitlinien Menschenrechte 2026–2029 ersetzen die Leit­
linien 2021–20247, die bis 2025 verlängert wurden und die alle 
früheren Rahmendokumente im Bereich der Menschenrechte 
aufhoben und ablösten.

4	 https://www.eda.admin.ch/de/aussenpolitische-strategie-2024-2027
5	 https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/aussenpolitik/strategien/thematische-

strategien/strategie-internationale-zusammenarbeit.html
6	 https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/das-eda/publikationen.html/content/

publikationen/de/eda/schweizer-aussenpolitik/Leitlinien_Demokratie_2025-2028
7	 https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/das-eda/publikationen.html/content/

publikationen/de/eda/menschenrechte-humanitaeres-migration/Leitlinien_ 
Menschenrechte_2021_2024

Abbildung 1: Aussenpolitische Strategiekaskade
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2	 Bilanz der Leitlinien 
Menschenrechte 2021–2024

Die Umsetzung der Leitlinien Menschenrechte 2021–2024 
erfolgte in einem internationalen Umfeld, das von zahlreichen 
Krisen geprägt war, darunter die Polarisierung und Fragmen­
tierung der Weltordnung, die Covid-19-Pandemie sowie  
zahlreiche Konfliktherde, insbesondere die Kriege in der 
Ukraine, im Sudan und im Nahen Osten. Gleichzeitig wurde 
das Vertrauen in die Demokratie als Regierungsform auf die 
Probe gestellt, wie das «Superwahljahr» 2024 zeigte, in dem 
die Wählerinnen und Wähler ein allgemeines Misstrauen gegen­
über den amtierenden Regierenden zum Ausdruck brachten. 
Demokratische Werte wie Bürgerbeteiligung und Rechtsstaat­
lichkeit stehen zunehmend unter Druck, sowohl aufgrund 
interner Dynamiken als auch aufgrund externer Einflüsse.

Vor diesem Hintergrund veranschaulicht die folgende Bilanz, 
wo die Ziele der bisherigen Leitlinien erreicht wurden, wo 
nicht und welche Lehren daraus zu ziehen sind.

 
Meinungsäusserungs- und Versammlungsfreiheit

Zwischen 2021 und 2024 unterstützte die Schweiz über den 
Global Media Defense Fund mehr als 6000 Medienschaffende 
und brachte im UNO-Menschenrechtsrat zwei Resolutionen 
über friedliche Demonstrationen mit ein, die von 65 Staaten 
angenommen und mitunterstützt wurden. Ausserdem stärkte 
sie den Schutz von Medienschaffenden, indem sie ein Hand­
buch für Strafverfolgungsbehörden finanzierte und auf politi­
scher Ebene eine entsprechende Plattform des Europarats 
unterstützte. Diese Massnahmen basieren auf dem Internati­
onalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte.

Todesstrafe

Zwischen 2021 und 2024 schafften sieben Staaten die Todes­
strafe ganz oder teilweise ab. Die Zahl der Länder, die das 
UNO-Moratorium unterstützen, stieg von 123 auf 130. Die 
Schweiz trug mit gezielten Massnahmen und Sensibilisie­
rungsprojekten zu diesen Fortschritten bei, insbesondere in 
Simbabwe und Marokko. Seit 2024 verfügt die Schweiz über 
einen Aktionsplan zur Abschaffung der Todesstrafe. Sie stärkt 
damit auf normativer Ebene die Dynamik in Richtung einer 
weltweiten Abschaffung.

Folter

Im Bereich der Prävention und Bekämpfung von Folter hat die 
Schweiz über ihre Partner die Beschaffung von Beweismate­
rial und forensischen Gutachten unterstützt und damit dazu 
beigetragen, die Rechenschaftspflicht der Staaten zu 
verstärken und sicherzustellen, dass die Opfer Gerechtigkeit 
erfahren. In den letzten drei Jahren wurden in 87 Fällen in 
mehr als 15 Ländern Beweise vorgelegt, z. B. in Algerien, in 
Belarus, im Iran, in Aserbaidschan, im Tschad, in der Demo­
kratischen Republik Kongo sowie in El Salvador, Nigeria, Peru 
und Venezuela. Ausserdem trug die Schweiz durch die 
Ausbildung von Polizeipersonal zur Prävention von Folter bei. 
Auf normativer Ebene trug sie dazu bei, dass das Folterverbot 
im UNO-Menschenrechtsrat als ius cogens anerkannt wurde. 
Schliesslich stärkte sie die Umsetzung der internationalen 
Normen durch die Wahl einer Schweizer Expertin in den 
UNO-Unterausschuss zur Verhütung von Folter (SPT).

Schutz von Minderheiten und verletzlichen Gruppen

2021 reichte die Schweiz dem Europarat ihren fünften Bericht 
über die nationalen Minderheiten ein. Die daraus im Jahr 2023 
abgeleiteten Empfehlungen bilden die Grundlage für einen 
konstruktiven Dialog zwischen den Behörden und den betrof­
fenen Gemeinschaften. Auf normativer Ebene belegen sie, 
dass die Schweiz die einschlägigen europäischen Überein­
kommen einhält. Darüber hinaus wurde der Schutz von 
sprachlichen, ethnischen und religiösen Minderheiten in 
sensiblen Kontexten durch gezielte Massnahmen und spezifi­
sche Projekte verbessert.

Wirtschaft und Menschenrechte

Über 80 Prozent des Nationalen Aktionsplans (NAP) für Wirt­
schaft und Menschenrechte 2020–2023 wurden umgesetzt8, 
unter Einbezug von mehr als 1200 Wirtschaftsakteuren. Die 
Schweiz hat die diesbezüglichen UNO-Leitprinzipien geför­
dert und ausserdem die Vereinigung des Internationalen 
Verhaltenskodex für private Sicherheitsdienstleister (ICoCA) 
unterstützt, deren Mitgliederzahl jährlich um 20 Prozent 
stieg. Diese Standards stärken die Sorgfaltspflicht entlang der 

8	 Vgl. Medienmitteilung des EDA: Der Bund evaluiert sein Vorgehen im Bereich «Wirt-
schaft und Menschenrechte»: https://www.news.admin.ch/de/nsb?id=98713

https://www.news.admin.ch/de/nsb?id=98713
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globalen Wertschöpfungsketten. Unternehmen identifizieren 
nicht nur Risiken besser, vermeiden Verstösse und tragen zu 
den Zielen der nachhaltigen Entwicklung bei, sondern stei­
gern gleichzeitig auch ihre Wettbewerbsfähigkeit.

Menschenrechtsdialoge

Zwischen 2021 und 2024 führte das EDA jährliche bilaterale 
Menschenrechtsdialoge mit Brasilien, China, der Europäischen 
Union, Indonesien, dem Iran, Mexiko, Nigeria, Südafrika und 
Russland (wobei Letzterer seit 2022 ausgesetzt ist). Menschen­
rechtsdialoge tragen dazu bei, die Zusammenarbeit zu 
stärken und internationale Menschenrechtsnormen sowohl 
auf nationaler Ebene als auch aussenpolitisch besser zu 
verankern. Sie werden durch die glaubwürdige und diskrete 
Positionierung der Schweiz im Rahmen des direkten Dialogs 
mit den Staaten ermöglicht und werden oft von konkreten 
Projekten in diesem Bereich begleitet.

Multilaterale Tätigkeiten

2024 wurde die Schweiz für den Zeitraum 2025–2027 in den 
UNO-Menschenrechtsrat (MRR) gewählt, mit einem Ergebnis, 
das die grosse Unterstützung der internationalen Gemein­
schaft widerspiegelt. Für das Jahr 2025 übernahm die Schweiz 
ausserdem den Vorsitz des MRR. 2024 war sie Mitorganisa­
torin der Feierlichkeiten zum 75-Jahr-Jubiläum der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte in Genf, die zu über 800 
Verpflichtungen und 16 neuen Ratifizierungen internationaler 
Verträge führten. Während ihres Einsitzes im UNO-Sicher­
heitsrat 2023–2024 hat die Schweiz sich für einen stärkeren 
Einbezug der Menschenrechte in die Debatten über Frieden 
und Sicherheit eingesetzt, was dazu beitrug, dass die 
Menschenrechte vermehrt als zentraler Bestandteil der 
Prävention anerkannt werden.

Aus dieser Bilanz der Leitlinien 2021–2024 ergeben sich mit  
Blick auf die Leitlinien 2026–2029 folgende notwendige An- 
passungen:

	´ Der Tatsache Rechnung tragen, dass das Universalitätsprinzip  
der Menschenrechte zunehmend infrage gestellt wird; 
zugleich die Überzeugung der Schweiz bekräftigen, dass jeder 
Mensch aufgrund seines Menschseins Grundrechte geniesst.

	´ Frauenrechte und die Gleichheit zwischen Frau und Mann als 
Prioritäten aufnehmen, da diese eng mit politischer Stabilität, 
Entwicklung und nachhaltigem Frieden verbunden sind.

	´ Das gestärkte Profil der Schweiz bei der Förderung von Demo­
kratie und Frieden nutzen, weil zwischen Frieden, Demokratie, 
Regierungsführung und Menschenrechtsdiplomatie Synergien 
bestehen.

	´ Die digitale Dimension stärker in alle Prioritäten einbeziehen, 
weil sie sich direkt auf die Menschenrechte auswirkt und von 
themenübergreifender Bedeutung ist.

2.1	 Aktuelle Situation in historischer 
Perspektive

Heute wird häuftig auf vier Generationen von Rechten Bezug 
genommen: bürgerliche und politische Rechte; wirtschaft­
liche, soziale und kulturelle Rechte; sogenannte Solidaritäts­
rechte; und in jüngster Zeit Rechte im Zusammenhang mit 
digitalen und ökologischen Herausforderungen.

Diese Sichtweise spiegelt die schrittweise Ausweitung der 
internationalen Bemühungen wider und macht zugleich 
deutlich, dass die Vervielfachung der konzeptuellen Rahmen 
nicht immer mit einer effektiven Umsetzung einherging.

Das internationale Menschenrechtssystem befindet sich in 
einer Phase tiefgreifender Veränderungen. Die Grundfreiheiten 
sehen sich neuen Spannungen ausgesetzt, der zivilgesell­
schaftliche Handlungsspielraum wird in zahlreichen Kontexten 
neu definiert, und multilaterale Mechanismen wandeln sich in 
einem zunehmend polarisierten geopolitischen Umfeld. 
Diese Dynamik ist Teil einer umfassenderen Entwicklung der 
demokratischen Systeme weltweit. In diesem Kontext besteht 
die zentrale Herausforderung weniger in einer weiteren 
normativen Ausdehnung als vielmehr in der Fähigkeit, die 
bestehenden Rahmen wirksam zu beleben, anzupassen und 
tatsächlich umzusetzen.

In einem solchen Umfeld braucht es Akteure, deren Einsatz 
langfristig und auf konstante, vorhersehbare Verpflichtungen 
ausgelegt ist. Die Positionierung der Schweiz baut auch heute 
auf diese Kontinuität: Sie stützt sich auf Meilensteine wie die 
Schlussakte von Helsinki9 von 1975, die Sicherheit, Zusam­
menarbeit und Achtung der Menschenrechte nachhaltig 
verknüpft, sowie auf den Bericht des Bundesrates über die 
schweizerische Menschenrechtspolitik10 von 1982, der den 
Schutz und die Förderung der Menschenrechte bereits als 
übergeordnetes Ziel der Aussenpolitik identifizierte.

Angesichts der zunehmenden Fragmentierung und Hinterfra­
gung des multilateralen Systems besteht die Priorität darin, 
das gemeinsame Fundament zu festigen und die Einhaltung 
bestehender Verpflichtungen zu fördern. Die in Ziffer 2.2 
dargelegten Prinzipien basieren auf dieser Prämisse.

9	 https://www.osce.org/sites/default/files/f/documents/6/e/39503.pdf
10	 https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/1982/2_729__/de

https://www.osce.org/sites/default/files/f/documents/6/e/39503.pdf
https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/1982/2_729__/de
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Abbildung 2: 18 Jahre globale Rezession der Freiheit. Quelle: Freedom House

Abbildung 3: Schätzung des Ausmasses, in dem Menschen frei von staatlicher Folter, politischen Morden und Zwangsarbeit sind, Eigentumsrechte haben und 
Bewegungs-, Religions-, Meinungs- und Vereinigungsfreiheit geniessen. Index zwischen 0 und 1 (maximaler Schutz der Rechte). Quelle: V-Dem Dataset (2024), 
OurWorldInData.org/human-rights | CC BY
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2.2	 Prinzipien

Wenn sich die Schweizer Menschenrechtsdiplomatie an den 
folgenden Prinzipien orientiert, gewinnt sie an Stärke.

Die Universalität, Interdependenz und Unteilbarkeit  
der Menschenrechte wahren

Die Universalität ist der Grundpfeiler des internationalen 
Menschenrechtssystems: Alle Menschen geniessen ohne 
Unterschied die gleichen Rechte. Interdependenz und Unteil­
barkeit bedeuten, dass isoliert kein Recht vollumfänglich 
wahrgenommen werden kann. In einem globalen Kontext, 
der von multidimensionalen Krisen und tiefgreifenden gesell­
schaftlichen Veränderungen geprägt ist, bekräftigt die 
Schweiz, dass die Menschenrechte nicht eine regionale oder 
kulturelle Sichtweise widerspiegeln, sondern universelle 
Verpflichtungen, die von fast allen Staaten freiwillig ratifiziert 
wurden. Zur Umsetzung dieses Prinzips vertritt die Schweiz 
folgende Positionen:

	• Sie tritt für die Universalität der Menschenrechte ein und  
lehnt jede Form von Kulturrelativismus ab.

	• Sie konzentriert ihre diplomatischen Bemühungen auf die 
bürgerlichen und politischen Rechte, anerkennt jedoch, dass 
alle Rechte gleichermassen geachtet werden müssen.

	• Sie sucht den Dialog zur Förderung einer effizienten Verwirkli­
chung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte. 

Den bestehenden rechtlichen und institutionellen 
Rahmen umsetzen

Die internationalen Menschenrechtsnormen sind eine wichtige 
Säule einer regelbasierten Weltordnung. In vielen Ländern 
kommt es allerdings zu Verstössen, ohne dass die Verant­
wortlichen zur Rechenschaft gezogen werden, und auf multi­
lateraler Ebene werden Normen zunehmend infrage gestellt. 
In diesem Spannungsfeld konzentriert sich die Schweiz auf 
die verstärkte Einhaltung der Verpflichtungen sowie auf die 
Konsolidierung und den Schutz des bestehenden rechtlichen 
und institutionellen Rahmens. 

Zur Umsetzung dieses Prinzips vertritt die Schweiz folgende 
Positionen:

	• Sie fördert die universelle Ratifikation internationaler Überein­
kommen und unterstützt deren wirksame Umsetzung.

	• Sie lehnt Vorbehalte ab, die mit dem Zweck oder dem Ziel  
der Übereinkommen unvereinbar sind oder die darauf abzielen, 
die Universalität der Menschenrechte zu relativieren.

	• Sie unterstützt die internationale Justiz, insbesondere die 
internationalen Strafgerichte, sowie die Rechenschaftsmecha­
nismen, unter anderem im Rahmen der UNO-Vertragsorgane 
und der vom UNO-Menschenrechtsrat eingerichteten Überwa­
chungsmechanismen.

	• Sie fördert die Achtung der Menschenrechte in bewaffneten 
Konflikten. 

Menschenrechte, demokratische Resilienz und Rechts-
staatlichkeit in Einklang bringen

Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sind drei 
separate, aber interdependente Dimensionen. Ihr Zusammen­
spiel stärkt die gesellschaftliche Resilienz und Inklusivität. Die 
Grundfreiheiten sind das Fundament demokratischen Lebens, 
während demokratische Institutionen die beste Garantie für 
den Schutz der Rechte bieten.

Angesichts der demokratischen Rezession und der Einschrän­
kung des zivilgesellschaftlichen Raums macht sich die Schweiz 
für diese Komplementarität stark und fördert die Rolle nicht­
staatlicher Akteure bei der Stärkung von Institutionen und 
der Bürgerbeteiligung11. Während die Demokratieförderung 
vor allem die Konsolidierung demokratischer Institutionen 
und Prozesse bezweckt, konzentriert sich die Menschenrechts­
arbeit auf den universellen Schutz der Grundrechte und der 
Menschenwürde, ungeachtet des jeweiligen politischen 
Systems.

In diesem Sinne tragen nichtstaatliche Akteure, die sich für 
die Menschenrechte einsetzen, zur demokratischen Resilienz 
bei. Ihre Rolle bei der Bürgerbeteiligung, der demokratischen 
Debatte und der Überwachung der Einhaltung der Menschen­
rechte bleibt entscheidend.

Zur Umsetzung dieses Prinzips vertritt die Schweiz folgende 
Positionen:

	• Sie stärkt die Synergien zwischen Menschenrechten, Demo­
kratie und Rechtsstaatlichkeit auf bilateraler und multilateraler 
Ebene.

	• Sie tritt für einen offenen und pluralistischen zivilgesell­
schaftlichen Raum ein, der die Meinungs-, Versammlungs-  
und Vereinigungsfreiheit garantiert.

	• Sie erinnert an die Bedeutung sämtlicher Menschenrechte  
für die politische Teilhabe, die soziale Inklusion und faire 
Entscheidungsprozesse. 

Die Herausforderungen von morgen antizipieren,  
insbesondere in Bezug auf die neuen Technologien

Die mit der Digitalisierung verbundenen technologischen 
Entwicklungen haben einen direkten Einfluss auf die Verwirk­
lichung der Menschenrechte. Sie eröffnen neue Möglich­
keiten für den Zugang zu Informationen, die Bildung und die 
politische Teilhabe, bergen aber auch erhöhte Risiken, 
insbesondere in Bezug auf die Überwachung, die 

11	 Vgl. Leitlinien Demokratie 2025–2028; https://www.eda.admin.ch/de/leitlinien-und-
aktionsplaene-des-eda

https://www.eda.admin.ch/de/leitlinien-und-aktionsplaene-des-eda
https://www.eda.admin.ch/de/leitlinien-und-aktionsplaene-des-eda
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Desinformation, die Diskriminierung und die Verletzung der 
Privatsphäre. Die Schweiz plädiert für einen integrierten 
Ansatz, der die Durchsetzung der Menschenrechte auch im 
digitalen Raum gewährleistet.

Zur Umsetzung dieses Prinzips vertritt die Schweiz folgende 
Positionen:

	• Sie integriert digitale und technologische Herausforderungen  
in ihre thematischen Schwerpunkte.

	• Sie fördert die Durchsetzung und Achtung der Menschenrechte 
im digitalen Raum auf bilateraler und multilateraler Ebene. 

Die Glaubwürdigkeit durch Kohärenz mit der Friedens
diplomatie stärken

Die Menschenrechtsdiplomatie der Schweiz entfaltet ihre 
volle Wirkung, wenn sie kohärent mit der Friedensdiplomatie 
agiert, die ebenfalls die Prävention von Krisen, die Reduktion 
von Gewalt und den Schutz der Menschen bezweckt. Dieser 
Ansatz steht insbesondere im Einklang mit den Bemühungen 
der Schweiz in den Bereichen Gute Dienste, Vermittlung, Dialog 
und Mediation. Diese Kohärenz stärkt sowohl die Glaubwür­
digkeit als auch die Handlungsfähigkeit der Schweiz.

Zur Umsetzung dieses Prinzips vertritt die Schweiz folgende 
Positionen:

	• Sie sorgt für Kohärenz zwischen der Friedensdiplomatie und  
der Menschenrechtsdiplomatie.

	• Sie bevorzugt Ansätze, die das Vertrauen stärken, die Verwund­
barkeit verringern und auf dauerhafte Lösungen ausgerichtet 
sind.

	• Sie handelt mit einer langfristigen Perspektive.
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3	 Schwerpunkte

In diesem Kapitel werden die thematischen Schwerpunkte für 
die Umsetzung der vorliegenden Leitlinien definiert.

3.1	 Meinungsäusserungsfreiheit

Die Schweiz fördert die Einhaltung des Rechts auf freie 
Meinungsäusserung. Die Meinungsäusserungsfreiheit ist eine 
Grundvoraussetzung für freie, demokratische und pluralisti­
sche Gesellschaften und beinhaltet das Recht, sich eine 
eigene Meinung zu bilden und sie zu äussern sowie Informa­
tionen und Ideen zu suchen, zu erhalten und weiterzugeben. 
Dieses Recht ist jedoch nicht absolut und kann gesetzlichen 
Einschränkungen unterliegen, die legitime Ziele verfolgen 
und sich am Grundsatz der Verhältnismässigkeit orientieren.

Nur wenn es eine unabhängige und vielfältige Medienland­
schaft gibt und die Medienschaffenden ihre Tätigkeit unge­
hindert ausüben können, kann sich die Bevölkerung eine 
Meinung bilden und gegebenenfalls die Behörden zur 
Rechenschaft ziehen.

Die Schweiz fördert zudem die Versammlungsfreiheit, die 
den kollektiven Ausdruck und die Teilnahme am gesellschaft­
lichen Leben ermöglicht.

Digitalisierung und Meinungsäusserungsfreiheit  
Die Digitalisierung verändert die Kommunikation grundlegend  
und erweitert die Möglichkeiten, sich auszudrücken und Zugang zu 
Informationen zu erhalten. Sie birgt aber auch erhöhte Risiken, 
insbesondere in Bezug auf Desinformation, Hassreden, Überwachung 
und Verletzung der Privatsphäre. Es ist deshalb unabdingbar, das 
Recht auf freie Meinungsäusserung auch im digitalen Raum zu 
gewährleisten, einschliesslich im Rahmen der digitalen Gouvernanz.

Folgende Handlungsachsen stehen im Vordergrund:

	´ Die Schweiz fördert die Freiheit, die Vielfalt und die Unabhängig­
keit der Medien, insbesondere durch den Schutz der Arbeit von 
Medienschaffenden, und trägt dabei den besonderen Risiken, 
denen Journalistinnen ausgesetzt sind, Rechnung.

	´ Die Schweiz setzt sich für die Verwirklichung der Menschen­
rechte im Rahmen friedlicher Demonstrationen ein.

	´ Die Schweiz fördert die Meinungsäusserungsfreiheit im Internet 
und ist gegen Internetsperren, bekämpft aber Hassreden und 
digitale Gewalt.

3.2	 Todesstrafe

Die Schweiz setzt sich für die weltweite Abschaffung der 
Todesstrafe ein. Diese verstösst gegen das Grundrecht auf 
Leben sowie gegen das Verbot von Folter und anderer grau­
samer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung. 
Weil die Todesstrafe das Individuum jeglicher Rechte beraubt, 
ist sie mit der Wahrung der Menschenrechte grundsätzlich 
unvereinbar. Die Schweiz lehnt die Todesstrafe unter allen 
Umständen ab.

Folgende Handlungsachsen stehen im Vordergrund:

	´ Das EDA setzt den Aktionsplan 2024–2027 zur weltweiten 
Abschaffung der Todesstrafe12 um.

	´ Die Schweiz unterstützt im Rahmen der UNO lancierte Initiativen 
zur Abschaffung, Aussetzung und Einschränkung der Todes­
strafe.

	´ Die Schweiz unterstützt Organisationen und Akteure, die sich 
für die Abschaffung der Todesstrafe einsetzen.

	´ Im bilateralen Austausch thematisiert die Schweiz die Todes­
strafe und fördert konkrete Schritte zu ihrer Abschaffung, 
wobei sie ein besonderes Augenmerk auf die Reduzierung von 
Todesurteilen und Hinrichtungen legt.

	´ Bei einer Anwendung der Todesstrafe, welche die völkerrecht­
lichen Minimalgarantien13 verletzt, interveniert die Schweiz sys­
tematisch beim betroffenen Staat.

	´ Bei ihrem Vorgehen gegen die Todesstrafe berücksichtigt die 
Schweiz die digitale Dimension, indem sie die Transparenz und 
die Online-Dokumentation von Fällen fördert.

12	 https://www.news.admin.ch/de/nsb?id=101861
13	 Darunter fallen beispielsweise die Todesstrafe für zum Tatzeitpunkt Minderjährige, 

schwangere Frauen oder Menschen mit geistigen Behinderungen.

https://www.news.admin.ch/de/nsb?id=101861
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Abbildung 4: Weltkarte der Länder mit Todesstrafe (2024). Quelle: Amnesty International

Todesstrafe abgeschafft Todesstrafe existiert, 
wird aber nicht angewandt*

Todesstrafe in Ausnahmefällen** Todesstrafe existiert

* Keine Hinrichtungen in den letzten zehn Jahren         ** Zum Beispiel Kriegsverbrechen

Abbildung 5: Höchste Anzahl Hinrichtungen weltweit seit 2015. Von Amnesty International verzeichnete Hinrichtungen weltweit (mit Ausnahme  
von China, Vietnam und Nordkorea, zu denen keine genauen Daten vorliegen). Quelle: Amnesty International
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3.3	 Folter

Die Schweiz setzt sich für die Einhaltung des absoluten Verbots 
von Folter und Misshandlung ein. Das Völkerrecht verbietet 
Folter unter allen Umständen. In bestimmten Fällen gilt sie als 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Dennoch ist Folter in 
vielen Ländern, sowohl in Friedenszeiten als auch in bewaff­
neten Konflikten, immer noch verbreitet und hat schwerwie­
gende, nachhaltige Folgen für die Opfer und die betroffene 
Gesellschaft. Allerdings sind auch Fortschritte zu beobachten. 
Immer mehr Staaten ratifizieren das UNO-Übereinkommen 
gegen Folter und das dazugehörige Fakultativprotokoll. Diese 
Instrumente sehen Massnahmen zur Prävention, Ahndung und 
Wiedergutmachung sowie die unabhängige Überwachung von 
Haftorten vor. Da sich die meisten Fälle von Folter in Polizei­
gewahrsam, bei Verhören oder in Haft ereignen, erfordern 
diese Kontexte besondere Wachsamkeit.

Die Schweiz unterstützt Massnahmen zur Prävention von Folter. 
Im Fokus der Schweiz und ihrer Partner stehen die Überwa­
chung von Haftorten, die Umsetzung der UNO-Mindest­
grundsätze für die Behandlung von Gefangenen14 sowie die 
Ausbildung des Justiz- und Polizeipersonals gemäss den 
Méndez-Prinzipien15.

Digitalisierung und Folterverbot 
Die Digitalisierung vereinfacht das Sammeln und den Austausch  
von Informationen, erleichtert die unabhängige Überwachung von 
Haftorten und stärkt die Sensibilisierung weltweit. Instrumente  
wie der von der Schweiz mitfinanzierte Global Torture Index der 
Weltorganisation gegen Folter (Organisation Mondiale contre la 
torture, OMCT) tragen zur Entwicklung verlässlicher Indikatoren bei. 
Allerdings erhöhen Datenmanipulationen, ein eingeschränkter 
Zugang zu Informationen oder die Nutzung von Überwachungs
technologien die Risiken für die Opfer.

Folgende Handlungsachsen stehen im Vordergrund:

	´ Die Schweiz unterstützt die Arbeit der UNO, des Europarats und 
der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE) gegen Folter und der Einsatz der Zivilgesellschaft für die 
Einhaltung des Folterverbots.

	´ Die Schweiz fördert die Ratifizierung des UNO-Übereinkommens 
gegen Folter und des dazugehörigen Fakultativprotokolls und 
stärkt die UNO-Vertragsorgane.

14	 Vgl. Mindestgrundsätze der Vereinten Nationen für die Behandlung der Gefangenen 
(Nelson-Mandela-Regeln): https://www.unodc.org/documents/justice-and-prison-
reform/Nelson_Mandela_Rules-German.pdf

15	 Vgl. Prinzipien zu effektiven Vernehmungen für Ermittlungen und Informations-
sammlungen: https://www.apt.ch/sites/default/files/2024-05/mendez_principles_ 
de_web.pdf

	´ Die Schweiz unterstützt Massnahmen zur Prävention von Folter 
auf bilateraler und multilateraler Ebene.

	´ Die Schweiz unterstützt die Dokumentation und Verfolgung der 
Fälle von Folter und stärkt innovative digitale Ansätze, um die 
Transparenz und Wirksamkeit der Präventions- und Überwa­
chungsmechanismen zu erhöhen.

3.4	 Minderheiten

Die Schweiz, deren Identität auf Pluralismus und dem Zusam­
menleben verschiedener sprachlicher und kultureller Gemein­
schaften gründet, setzt sich für den Schutz von nationalen, 
ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten ein. 
Der Schutz von Minderheiten ist ein zentrales Element der 
Menschenrechte und eine Voraussetzung für Stabilität und 
sozialen Frieden. Er stellt sicher, dass Angehörige von Minder­
heiten ihre Identität wahren und diskriminierungsfrei und 
vollumfänglich am öffentlichen Leben teilnehmen können.

Trotz der zunehmenden Anerkennung dieser Rechte sind 
Minderheiten16 nach wie vor systematischen und struktu­
rellen Diskriminierungen ausgesetzt. Soziale Spannungen, die 
Zunahme von Hassreden, vor allem in den sozialen Medien, 
und die politische Instrumentalisierung von Unterschieden 
schwächen den Minderheitenschutz. Die Schweiz fördert die 
Inklusion, stärkt den Dialog zwischen den verschiedenen 
Gemeinschaften und unterstützt die internationalen Mecha­
nismen zur Verwirklichung der Minderheitenrechte17. Ausser- 
dem unterstützt sie den Schutz gefährdeter Gruppen gemäss 
dem völkerrechtlich verankerten Grundsatz der Nichtdiskrimi­
nierung.

Digitalisierung und Rechte von Minderheiten 
Die Digitalisierung eröffnet Minderheiten neue Möglichkeiten, ihre 
Identität zu wahren und ihre Stimme einzubringen, insbesondere  
über einschlägige Online-Plattformen. Ausserdem erleichtert sie  
den Zugang zu Bildung, Kultur und Informationen in Minderheiten
sprachen. Sie erhöht aber auch das Risiko von Diskriminierung, 
gezielter Überwachung und der Verbreitung von Hassreden. Der 
Schutz gefährdeter Gruppen im digitalen Raum und die Förderung 
ihres gleichberechtigten Zugangs zu Technologien sind für die 
Gewährleistung ihrer Rechte daher von grosser Bedeutung.

16	 Vgl. Erklärung über die Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen,  
religiösen und sprachlichen Minderheiten angehören: https://www.un.org/german/
sites/default/files/2024-09/ar47135.pdf

17	 Auf regionaler Ebene ist der Schutz von Minderheiten namentlich im Rahmenüberein-
kommen des Europarats zum Schutz nationaler Minderheiten und in der Europäischen 
Charta der Regional- oder Minderheitensprachen verankert.

https://www.unodc.org/documents/justice-and-prison-reform/Nelson_Mandela_Rules-German.pdf
https://www.unodc.org/documents/justice-and-prison-reform/Nelson_Mandela_Rules-German.pdf
https://www.apt.ch/sites/default/files/2024-05/mendez_principles_de_web.pdf
https://www.apt.ch/sites/default/files/2024-05/mendez_principles_de_web.pdf
https://www.un.org/german/sites/default/files/2024-09/ar47135.pdf
https://www.un.org/german/sites/default/files/2024-09/ar47135.pdf
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Folgende Handlungsachsen stehen im Vordergrund:

	´ Die Schweiz setzt sich auf bilateraler und multilateraler Ebene 
für den Schutz von nationalen, ethnischen, religiösen und 
sprachlichen Minderheiten ein.

	´ Die Schweiz macht auf die Situation besonders gefährdeter  
Minderheiten und Gruppen aufmerksam und schlägt Lösungen 
zu ihrem Schutz vor.

	´ Die Schweiz schützt Menschen, die ein besonders hohes Risiko für 
Menschenrechtsverletzungen aufweisen, namentlich aufgrund 
von Behinderungen, Zwangsvertreibungen, ihres Geschlechts 
oder ihrer sexuellen Orientierung.	

3.5	 Frauenrechte

Die Schweiz fördert den Schutz der Rechte von Frauen und 
Mädchen. Diese Rechte sind eine Grundvoraussetzung für ein 
inklusives Wirtschaftswachstum, eine nachhaltige Entwick­
lung und eine stabile und friedliche Gesellschaft. Das Über­
einkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung 
der Frau (CEDAW)18 ist das massgebliche Rechtsinstrument 
zum Schutz der bürgerlichen, kulturellen, wirtschaftlichen, 
politischen und sozialen Rechte von Frauen. Es wurde von 
fast allen Staaten ratifiziert19.

Nach wie vor bestehen in vielen Ländern und Bereichen 
Ungleichheiten zwischen den Geschlechtern. Frauen und 
Mädchen sind besonders stark von geschlechtsspezifischer 
Gewalt betroffen. Auf dem Arbeitsmarkt, im öffentlichen 
Leben und in Entscheidungsgremien sind sie unterrepräsen­
tiert. Armut und die Folgen von Konflikten wirken sich stärker 
auf sie aus.

Digitalisierung und Frauenrechte 
Die Digitalisierung betrifft auch die Prioritäten der Schweiz im 
Bereich der Frauenrechte. Sie trägt dazu bei, die Beteiligung von 
Frauen an politischen Prozessen und Entscheidungsprozessen 
auszuweiten, die Prävention, die Sensibilisierung und den Zugang  
zu Hilfe im Fall von geschlechtsspezifischer Gewalt zu erleichtern  
und den Zugang zu Informationen und Dienstleistungen im Bereich 
der sexuellen und reproduktiven Gesundheit zu verbessern. 
Gleichzeitig besteht für Frauen aufgrund der Digitalisierung ein 
höheres Risiko für Gewalt und Belästigung im Internet, weshalb  
sie verstärkten Schutz benötigen.

18	 Vgl. Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau, das  
am 18. Dezember 1979 von der UNO-Generalversammlung verabschiedet und seither 
von 189 Staaten ratifiziert wurde: https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/239/de

19	 Der normative Rechtsrahmen wurde durch weitere regionale Instrumente im Bereich 
der Frauenrechte gestärkt, darunter das Übereinkommen des Europarats zur  
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt, das 
Maputo-Protokoll zur Afrikanischen Charta der Menschenrechte und Rechte der 
Völker über die Rechte der Frauen sowie das Interamerikanische Übereinkommen zur 
Verhütung, Bestrafung und Beseitigung von Gewalt gegen Frauen (Inter-American 
Convention on the Prevention, Punishment And Eradication of Violence against 
Women, Convention of Belem do Para).

Folgende Handlungsachsen stehen im Vordergrund:

	´ Die Schweiz stellt sicher, dass der internationale Rechtsrahmen 
eingehalten und die Institutionen im Bereich der Geschlechter­
gleichheit und der Frauenrechte gestärkt werden. 

	´ Die Schweiz thematisiert die Frauenrechte auf bilateraler Ebene, 
wenn es der Kontext erfordert, und schlägt konkrete Massnah­
men zu ihrer Stärkung vor.

	´ Die Schweiz sensibilisiert Männer und Jungen für die Verwirk­
lichung der Geschlechtergleichheit und der Rechte von Frauen 
und Mädchen.

	´ Die Schweiz setzt ihren neuen Nationalen Aktionsplan 1325 zu den 
Auswirkungen bewaffneter Konflikte auf Frauen und Mädchen 
im Rahmen der Agenda «Frauen, Frieden und Sicherheit»20.

	´ Die Schweiz konzentriert ihren Einsatz auf die folgenden fünf 
Schwerpunkte:

	• 1 / Die Beteiligung von Frauen am öffentlichen und politischen 
Leben stärken, insbesondere an Entscheidungs- und Friedens­
prozessen.

	• 2 / Frauen vor Gewalt und Belästigung im Internet schützen  
und die Verabschiedung internationaler Standards zur Risiko­
minderung fördern.

	• 3 / Alle Formen von sexueller und geschlechtsspezifischer 
Gewalt bekämpfen, auch im Internet, namentlich in bewaffne­
ten Konflikten und im Zusammenhang mit Terrorismus.

	• 4 / Sexuelle und reproduktive Gesundheit und Rechte fördern, 
insbesondere durch einen besseren Zugang zu Informationen 
und hochwertigen Dienstleistungen.

	• 5 / Die wirtschaftliche Unabhängigkeit von Frauen stärken.

20	Die Resolution 1325 des UNO-Sicherheitsrats, die am 31. Oktober 2000 verabschiedet 
wurde, befasst sich mit den Auswirkungen von bewaffneten Konflikten auf Frauen 
und Mädchen sowie mit der wichtigen Rolle von Frauen bei der Verhütung und 
Beilegung von Konflikten, bei der Friedenskonsolidierung und in Friedensprozessen. 
Die Resolution 1325 und ihre Folgeresolutionen bilden die Agenda «Frauen, Frieden 
und Sicherheit» (Women, Peace and Security, WPS). Die UNO-Mitgliedstaaten setzen 
die multilateralen Verpflichtungen dieser Agenda anhand nationaler Aktionspläne in 
nationale Massnahmen um. Die Schweiz war eines der ersten Länder, das 2007 mit 
ihrem Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der UNO-Resolution 1325 (NAP 1325) 
einen nationalen Aktionsplan verabschiedete.
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Abbildung 6: Weltkarte des Frauenanteils in Minister
ämtern, 2024. Berücksichtigt sind Vizeministerposten 
sowie Ministerpräsidents- und Regierungschefposten 
mit Ministerämtern, nicht aber Vizepräsidents- und 
Leitungsposten von Regierungsstellen und Behörden. 
Quelle: IPU über die Weltbank; UN Women über die 
Weltbank

Abbildung 7: Rechtliche Rahmenbedingungen für 
die Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen, 2024. 
Quelle: UN Women
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3.6	 Wirtschaft und Nachhaltigkeit

Die Schweiz fördert die Achtung der Menschenrechte in der 
Wirtschaft, die in engem Zusammenhang mit den Zielen für 
eine nachhaltige Entwicklung stehen. Sie anerkennt die zent­
rale Rolle von Unternehmen bei der Risikoprävention und der 
Einhaltung internationaler Standards, gemäss den im Jahr 
2011 verabschiedeten UNO-Leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte21. Die Umsetzung dieser Leitlinien ist im 
Nationalen Aktionsplan der Schweiz 2024–202722 festgelegt. 
Eine verantwortungsvolle Unternehmensführung verringert 
die Reputationsrisiken. Die Schweiz setzt sich daher mit einem 
pragmatischen, dialogbasierten Ansatz für gleiche Wettbe­
werbsbedingungen auf internationaler Ebene ein.

Als globale Drehscheibe für Rohstoffhandel misst die Schweiz 
den sektorspezifischen Risiken besondere Aufmerksamkeit 
bei, namentlich in sensiblen Kontexten und beim Einsatz 
privater Sicherheitsdienstleister. Sie unterstützt Initiativen zur 
Verhinderung von Menschenrechtsverletzungen und begleitet 
Unternehmen bei der Umsetzung internationaler Standards.

Die Schweiz ist sich der Interdependenz zwischen Menschen­
rechten und Nachhaltigkeit, einschliesslich der Verbindung 
zum Umweltrecht, aber auch der jeweiligen Besonderheiten 
dieser Bereiche, bewusst. Bei den wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Rechten erachtet die Schweiz den Zugang zu 
Wasser, Gesundheit und Ernährungssicherheit als prioritär.

Schliesslich setzt sich die Schweiz als Gaststaat zahlreicher 
internationaler Sportverbände für die Achtung der Menschen­
rechte im Sport ein und steht mit den Ländern, die grosse 
Sportveranstaltungen ausrichten, im Dialog.

Digitalisierung und Wirtschaft 
Digitale sowie Cyber- und Neurotechnologien verändern die 
Weltwirtschaft zusehends. Sie eröffnen neue Perspektiven für 
Innovation, Produktivität und Nachhaltigkeit, stellen aber auch 
Herausforderungen im Bereich der Menschenrechte dar. Massive 
Datensammlungen, die Automatisierung und der Einsatz von 
künstlicher Intelligenz können Diskriminierungen zur Folge haben, 
den Schutz der Privatsphäre schwächen oder neue wirtschaftliche 
Abhängigkeiten schaffen. Die Schweiz verfolgt diese Entwicklungen 
aufmerksam und setzt sich für einen internationalen Rahmen ein, 
der wirtschaftliche Innovation und die Achtung der Menschenrechte 
vereint. So hat sie im UNO-Menschenrechtsrat beispielsweise eine 
Resolution zu den Auswirkungen der Neurotechnologie auf die 
Menschenrechte eingebracht und die Konvention des Europarats 
über Künstliche Intelligenz und Menschenrechte unterzeichnet.

21	 https://www.nap-bhr.admin.ch/napbhr/de/home/nap/nationaler_aktionsplan1.html
22	 https://www.nap-bhr.admin.ch/napbhr/de/home/nap/nationaler_ 

aktionsplan1.html

Folgende Handlungsachsen stehen im Vordergrund:

	´ Die Schweiz setzt die UNO-Leitprinzipien in Zusammenarbeit mit 
dem Privatsektor und weiteren Akteuren um, wobei der Schwer­
punkt auf dem Rohstoffsektor und dem digitalen Bereich liegt, 
entsprechend dem Nationalen Aktionsplan 2024–2027.

	´ Die Schweiz unterstützt die Unternehmen bei den menschen­
rechtlichen Sorgfaltsprüfungen.

	´ Die Schweiz fördert Initiativen, die die Achtung der Menschen­
rechte und des humanitären Völkerrechts bei privaten Sicher­
heitsdiensten stärken23.

	´ Die Schweiz setzt sich weiterhin für die Einhaltung der Men­
schenrechte im Sport ein. 

	´ Die Schweiz fördert einen kohärenten Ansatz für Umwelt und 
Menschenrechte unter Berücksichtigung der jeweiligen Beson­
derheiten dieser Bereiche.

	´ Die Schweiz befasst sich mit den Bedrohungen und Heraus­
forderungen im Zusammenhang mit der rasanten Entwicklung 
neuer Technologien, insbesondere von digitalen, Cyber- und 
Neurotechnologien.

	´ Die Schweiz misst der Umsetzung der Rechte auf Gesundheit, 
Ernährung und Wasser besondere Aufmerksamkeit bei. 

23	 Insbesondere der Internationale Verhaltenskodex für private Sicherheitsunterneh-
men (ICoCA), das Montreux-Dokument und die Freiwilligen Grundsätze für Sicherheit 
und Menschenrechte.

https://www.nap-bhr.admin.ch/napbhr/de/home/nap/nationaler_aktionsplan1.html
https://www.nap-bhr.admin.ch/napbhr/de/home/nap/nationaler_aktionsplan1.html
https://www.nap-bhr.admin.ch/napbhr/de/home/nap/nationaler_aktionsplan1.html
https://icoca.ch/the-code/
https://icoca.ch/the-code/
https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/aussenpolitik/voelkerrecht/humanitaeres-voelkerrecht/private-sicherheitsunternehmen/montreux-dokument.html
https://www.voluntaryprinciples.org/the-principles/
https://www.voluntaryprinciples.org/the-principles/
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UNO-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte

Staatliche
Schutzpflicht

Staaten  haben 
die Pflicht, 

die Menschenrechte 
zu schützen.

 Unternehmens-
verantwortung

Unternehmen haben 
die Verantwortung, 
Menschenrechte zu 

respektieren.

Zugang zur 
Wiedergutmachung

Die betroffenen Personen 
müssen einen Zugang 

zur Wiedergutmachung 
erhalten.

Abbildung 8: UNO-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte.
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4	 Umsetzung und Instrumente

Die Umsetzung dieser Leitlinien beruht auf sich ergänzenden, 
ergebnisorientierten bilateralen und multilateralen Instru­
menten. Die Leitlinien sollen die Kohärenz und Wirksamkeit 
der Schweizer Menschenrechtsdiplomatie stärken. Sie dienen 
als Orientierungsrahmen, um den Einfluss der Schweiz und 
die Wirkung ihrer Massnahmen zu erhöhen, insbesondere 
durch ihre Rolle im internationalen Genf.

4.1	 Bilaterale Instrumente

Die Schweiz integriert die Menschenrechte in alle bilateralen 
Beziehungen. Je nach Kontext führt sie gezielte Massnahmen 
und regelmässige Dialoge durch oder greift bei schweren 
Verstössen auf Ad-hoc-Ansätze zurück. Das Aussennetz spielt 
eine Schlüsselrolle bei der Analyse der Situation vor Ort, beim 
Dialog mit den lokalen Behörden und der Zivilgesellschaft 
sowie gegebenenfalls durch Stellungnahmen. Die Schweiz 
verstärkt die Wirkung ihres Einsatzes vor Ort durch die finan­
zielle Unterstützung von Projekten im Ausland.

Menschenrechtsdialoge sind ein zentrales Instrument der 
bilateralen Politik. Sie richten sich nach den Interessen der 
Schweiz und der Bereitschaft der Partnerländer, sich an einem 
regelmässigen und vertieften Austausch zu beteiligen. Beglei­
tende Projekte erhöhen die Relevanz der Menschenrechtsdia­
loge, wobei die politischen Diskussionen in messbare Verbes­
serungen übertragen werden, beispielsweise in den Bereichen 
Gesetzgebung, Polizeipraxis oder Schutz von Medienschaf­
fenden. Ihr Nutzen und ihre Wirksamkeit werden regelmässig 
beurteilt, um den Ansatz anzupassen und eine nachhaltige 
Wirkung zu gewährleisten.

4.2	 Multilaterale Instrumente

Die Schweiz bringt sich in den wichtigsten multilateralen Foren 
ein, insbesondere im UNO-Menschenrechtsrat und in der 
UNO-Generalversammlung sowie in regionalen Organisati­
onen wie dem Europarat, der OSZE oder der Internationalen 
Organisation der Frankophonie. Sie will die Wirksamkeit 
dieser Gremien erhöhen, thematische Koalitionen aufbauen 
und ergebnisorientierte Ansätze fördern. Ihre Mandate und 
Vorsitze, wie der Einsitz im UNO-Menschenrechtsrat 2025–
2027 oder der OSZE-Vorsitz 2026, ermöglichen es der 
Schweiz, ihren Einfluss auszuweiten und sich als glaubwür­
dige Partnerin zu etablieren.

Das UNO-Hochkommissariat für Menschenrechte spielt eine 
Schlüsselrolle bei der Prävention, Überwachung und Bera­
tung der Staaten. Ausserdem dient es den internationalen 
Vertragsorganen und dem Menschenrechtsrat als Sekretariat. 

Mit ihrer finanziellen und politischen Unterstützung zeigt die 
Schweiz ihren Willen, Genf als weltweites Zentrum für 
Menschenrechte zu festigen.

Synergien zwischen der bilateralen und der multilateralen 
Ebene 
Die Schweiz setzt bei ihrer bilateralen Tätigkeit (Menschenrechts
dialoge, Projekte und Massnahmen) sowie ihren multilateralen 
Positionen und Initiativen, insbesondere im Rahmen der Allgemeinen 
regelmässigen Überprüfung («UPR»), auf Kohärenz und 
Komplementarität, um deren Wirkung zu verstärken. Sie bestimmt, 
welche Ebene und welche Mittel sich für ein Thema am besten 
eignen. Dabei nutzt sie den ergebnisorientiertesten Ansatz und 
kombiniert gegebenenfalls beide Ebenen, um ein kohärentes und 
glaubwürdiges Vorgehen sicherzustellen.

4.3	 Umsetzungsinstrumente

Bilaterale und multilaterale diplomatische  
Massnahmen

Diplomatische Massnahmen sind das zentrale Instrument zur 
Umsetzung dieser Leitlinien. Durch den komplementären 
Einsatz von bilateralen und multilateralen Kanälen setzt sich 
die Schweiz für die Förderung der Achtung der Menschen­
rechte sowie die Schaffung konkreter Ergebnisse und Räume 
für den Dialog ein. Die Wahl der Eingriffsebene und der 
Instrumente beruht auf einer sorgfältigen Kontextbeurtei­
lung, der Zielsetzung und der erwarteten Wirkung.

 
Wirksame und diskrete Kommunikation

Die Kommunikation ist ein wertvolles Instrument der 
Menschenrechtsdiplomatie. Durch Kommunikation stärkt die 
Schweiz das Verständnis für ihre Positionen, ihre Schutzziele 
und die Glaubwürdigkeit ihrer Aussenpolitik.

Die Schweiz setzt auf eine sachliche, verhältnismässige und 
dialogorientierte Kommunikation, wobei sie eine «Megaphon­
diplomatie», die auf öffentlicher Empörung beruht, vermeidet.

Je nach Kontext, angestrebter Wirkung, der politischen 
Dynamik und dem Schutz der betroffenen Personen stützen 
sich die diplomatischen Massnahmen auf öffentliche oder 
diskrete Demarchen oder eine Kombination aus beiden. Das 
gewählte Vorgehen basiert auf Überlegungen zur Wirkung 
und ist nicht mit der Kommunikation selbst zu verwechseln, 
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die den Grundsätzen der Kohärenz, Genauigkeit und Verant­
wortlichkeit folgt.

 
Institutionelle Koordination

Eine klare Koordination gewährleistet ein kohärentes Handeln. 
Das Staatssekretariat des EDA nimmt mit der Abteilung 
Frieden und Menschenrechte und in Zusammenarbeit mit der 
Direktion für Völkerrecht, die die Einhaltung der internatio­
nalen Verpflichtungen sicherstellt, eine führende Rolle inner­
halb des EDA ein (auch im Aussennetz). Die Zusammenarbeit 
unter den Departementen und mit den Kantonen stützt sich 
auf etablierte Mechanismen, insbesondere die Kerngruppe 
Internationale Menschenrechtspolitik.

 
Evaluation und Wirkung

Die Umsetzung der vorliegenden Leitlinien geht mit einer 
kontinuierlichen Beurteilung einher. Eine Schlussevaluation 
wird die Relevanz, Effizienz, Wirkung und Nachhaltigkeit 
beurteilen. Sie wird sich soweit möglich auf wissenschaftliche 
Ansätze und die Kriterien der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) stützen und ist Teil 
der vom Parlament geforderten besseren Wirksamkeitsmes­
sung in der internationalen Zusammenarbeit24. Ziel ist es, 
operative Erkenntnisse für die Zeit nach 2029 zu gewinnen.

24	 Vgl. Medienmitteilung «Die Wirksamkeitsmessung in der internationalen Zusammen-
arbeit muss verbessert werden»: https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/
mm-gpk-s-2023-11-20.aspx?lang=1031

https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-gpk-s-2023-11-20.aspx?lang=1031
https://www.parlament.ch/press-releases/Pages/mm-gpk-s-2023-11-20.aspx?lang=1031
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Annex

Übersicht über die wichtigsten von  
der Schweiz ratifizierten internationalen 
Menschenrechtsübereinkommen

1. UNO-System

Im UNO-System wird die internationale Menschenrechts­
charta (International Bill of Human Rights) – bestehend 
aus den drei Grunddokumenten Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte sowie UNO-Pakt I und II – durch weitere 
internationale Menschenrechtsübereinkommen und ihre 
Zusatzprotokolle ergänzt.

Dazu gehören insbesondere:

das Internationale Übereinkommen zur Beseitigung 
jeder Form von Rassendiskriminierung  
(ICERD, 21. Dezember 1965)

das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form  
von Diskriminierung der Frau  
(CEDAW, 18. Dezember 1979)

das Übereinkommen gegen Folter und andere grau­
same, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung 
oder Strafe  
(UNCAT, 10. Dezember 1984)

das Übereinkommen über die Rechte des Kindes  
(CRC, 20. November 1989)

das Übereinkommen über die Rechte von Menschen 
mit Behinderungen  
(CRPD, 13. Dezember 2006)

das Internationale Übereinkommen zum Schutz  
aller Personen vor dem Verschwindenlassen 
(CPED, 20. Dezember 2006)

2. Europäisches System

Das erste regionale System zum Schutz der Menschenrechte 
wurde 1950 durch den Europarat ins Leben gerufen. Zu den 
wichtigsten von der Schweiz ratifizierten Menschenrechts­
übereinkommen im Rahmen des Europarates gehören:

die Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten  
(Europäische Menschenrechtskonvention, EMRK) sowie 
zahlreiche Zusatzprotokolle

das Europäische Übereinkommen zur Verhütung  
von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung oder Strafe 
(CPT, 26. November 1987)

die Europäische Charta der Regional- oder Minder­
heitensprachen 
(5. November 1992)

das Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler 
Minderheiten  
(1. Februar 1995)

das Übereinkommen zur Bekämpfung des Menschen­
handels 
(16. Mai 2005)

das Übereinkommen des Europarats zum Schutz von 
Kindern vor sexueller Ausbeutung und sexuellem 
Missbrauch  
(Lanzarote-Konvention, 25. Oktober 2007)

das Übereinkommen des Europarats zur Verhütung 
und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt  
(Istanbul-Konvention, 11. Mai 2011)
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Glossar

Auf der Website des EDA findet sich ein regelmässig aktuali­
siertes Glossar mit Begriffen der Aussenpolitik. Das Glossar 
soll zu einem gemeinsamen terminologischen Verständnis 
beitragen.

Abkürzungsverzeichnis 

APS 24–27	 Aussenpolitische Strategie 2024–2027
BV	 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft (SR 101)
CEDAW	 Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (SR 0.108)
EDA	 Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
EMRK	 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten
ICoCA	 Internationaler Verhaltenskodex für private Sicherheitsdienstleister
KI	 Künstliche Intelligenz
MRR	 UNO-Menschenrechtsrat
NAP	 Nationaler Aktionsplan für Wirtschaft und Menschenrechte 2024–2027
OECD	 Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
OSZE	 Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
SPT	 Unterausschuss zur Verhütung von Folter und anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender 

Behandlung oder Strafe der UNO
UNO	 Organisation der Vereinten Nationen (United Nations Organization)

https://www.eda.admin.ch/eda/de/home/aussenpolitik/strategien/strategien-glossar.html
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